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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Biirgerrecht

Der Nationalrat stimmte auf Antrag seiner Kommission und gegen die Opposition von
Giger (fdp, SG) und Steffen (sd, ZH) einer parlamentarischen Initiative Ducret (cvp, GE)
flr eine Erleichterung der Einbiirgerung zu. Der Vorstoss verlangt eine Halbierung der
fur die ordentliche Einburgerung geforderten minimalen Wohnsitzdauer von 12 Jahren.
Diese bestehende Anforderung ist im européaischen Vergleich ausserordentlich streng,
nur gerade Deutschland und Osterreich kennen mit zehn Jahren anndhernd so hohe
Barrieren. Ob mit dieser angestrebten Gesetzesdanderung die Einblrgerung fur die
vielen jungen Auslander, welche einen guten Teil ihrer Jugend in der Schweiz verbracht
haben, attraktiver gemacht werden kann, ist allerdings fraglich. Da bereits heute die
Wohnsitzjahre zwischen dem 10. und dem 20. Altersjahr doppelt angerechnet werden,
stellt diese Vorschrift fur die meisten von ihnen keinen Hinderungsgrund dar. Eine
Erleichterung trat aber fur die in der Schweiz wohnenden italienischen Staatsburger in
Kraft, indem lItalien das Verbot der doppelten Staatsbirgerschaft ebenfalls aufgehoben
hat.'

Innere Sicherheit

Der Kanton Tessin forderte mit einer im September 2015 eingereichten
Standesinitiative (Kt.lv. 15.320), dass von EU-Biirgerinnen und -Biirgern, die eine
Aufenthaltsbewilligung fiir die Schweiz beantragen, ein Strafregisterauszug
eingefordert werden kann. Die Schweiz soll in solchen Fallen wieder systematisch und
von Amtes wegen sowie ohne nahere Begrindung Informationen Uber allfallige
Vorstrafen beim Herkunftsland oder bei Drittstaaten einholen ddrfen. Mit einer
zweiten, gleichzeitig eingereichten Standesinitiative (Kt.lv. 15.321) wollte der Grosse Rat
des Kantons Tessin darlber hinaus sicherstellen, dass in diesem Rahmen auch Uber
entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer diskutiert wird. Anhand schwerer
Straftaten, argumentierte der Tessiner Grosse Rat, zeige sich die Gefdhrdung der
offentlichen Sicherheit, die von der Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne
Uberpriifung der antragstellenden Person - und damit letztlich von den bilateralen
Personenfreizlgigkeitsabkommen - ausgehe. Im Gegensatz zu Grenzgéngerinnen und
Grenzgangern, die immerhin bei der Behdrde um eine Bewilligung ersuchen missten,
kémen entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zudem véllig unkontrolliert
nach einer einfachen Online-Anmeldung in die Schweiz.

Mit Stichentscheid des Prasidenten gab die SPK-SR im November 2016 beiden
Initiativen Folge. Obgleich sie sich bewusst sei, dass die Forderungen des Kantons
Tessin im Lichte des Freizligigkeitsabkommens mit der EU (FZA) problematisch sein
kénnten, solle gepruft werden, ob mit der EU bezlglich des systematischen Einholens
von Strafregisterauszligen verhandelt werden kénne oder ob die Schweiz bzw. einzelne
Kantone diesbezlglich autonom vorgehen kénnten. Die Minderheit lehnte die Initiativen
ab, weil sie das FZA sowie die Beziehungen zur EU und zu ltalien verletzten, ohne den
erwlnschten Erfolg zu bringen. ?

Mitte Januar 2017 war auch die SPK-NR mit 13 zu 11 Stimmen mehrheitlich der Ansicht,
die Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne vorgéngige Uberprifung des
Strafregisters der antragsstellenden Person stelle eine potenzielle Gefahr fur die
offentliche Sicherheit in der Schweiz dar. Sie gab damit den beiden Tessiner
Standesinitiativen Folge, die es ermdglichen wollen, systematisch Strafregisterausziige
von allen zuziehenden EU-Biirgerinnen und -Biirgern einzuholen. Wahrend die
Minderheit zu bedenken gab, eine solche systematische Uberpriifung werde vom FZA
ausgeschlossen und belastete dadurch die Beziehungen zu lItalien und zur EU,
argumentierte die Mehrheit, das FZA kénne und durfe die Schweiz nicht an der
Wahrung ihrer &ffentlichen Sicherheit hindern. ?
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POSTULAT
DATUM: 18.06.2015
MARC BUHLMANN

BERICHT
DATUM: 17.12.2015
MARC BUHLMANN

Foderativer Aufbau
Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Mit einem Strauss an Forderungen hatte der Kanton Tessin 2014 auf Probleme
aufmerksam gemacht. Konkret forderte der Sddschweizer Gliedstaat in drei
Standesinitiativen eine Aufkindigung des Grenzgéngerabkommens und entsprechende
Neuverhandlungen mit Italien (14.302), einen Sonderstatus fir Kantone im
Finanzausgleich, die von negativen Auswirkungen der Freizligigkeit aufgrund ihrer
Grenzlage besonders betroffen sind (14.303) sowie eine kantonale Autonomie fur die
Festlegung von Hochstzahlen und Kontingenten fir Grenzgéngerinnen und Grenzganger
(14.304). Mit dem deutlichen Ja zur Masseneinwanderungsinitiative und der eher
Uberraschenden Ablehnung des RTVG hatte die Tessiner Bevolkerung ebenfalls ein
Zeichen gesetzt - beide Resultate waren auch als Protestvoten gegen Bundesbern
interpretiert worden. Die Probleme und Sorgen des Siidkantons stiessen deshalb
insgesamt auf offene Ohren.

Allerdings lehnte der Standerat als Erstrat alle drei in einem Paket diskutierten
Standesinitiativen in der Sommersession ab. Die WAK-SR, die mit dem Geschéft betraut
war, betonte, dass sie die Anliegen des Kantons Tessin sehr ernst nehme. Man habe sich
nicht nur mit einer Delegation des Tessiner Parlaments, sondern auch mit Eveline
Widmer-Schlumpf und Johann Schneider-Ammann getroffen, um sich Uber die
Probleme in der Sudschweiz auszutauschen. Zwar beantragte die Kommission
einstimmig die Ablehnung der drei Standesinitiativen, legte aber gleichzeitig ein
Postulat vor: Der Bundesrat soll aufzeigen, welche auch im Rahmen der Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative diskutierten Massnahmen und Handlungsmaglichkeiten
bestehen, um die Probleme im Kanton Tessin zu lindern. Ein Aufruf von Fabio Abate
(fdp, TI), wenigstens bei der Festlegung von Hochstzahlen eine foderalistische Losung
anzustreben und der letzten der drei Standesinitiativen Folge zu geben, fand immerhin
12 weitere Unterstitzer; 22 Nein-Stimmen und drei Enthaltungen versenkten diesen
Vorstoss aber ebenso wie die beiden anderen. Das Postulat wurde freilich - nachdem
es auch von Bundesratin Eveline Widmer-Schlumpf positiv hervorgehoben wurde -
angenommen. *

Mitte Oktober legte der Bundesrat den Bericht in Erflllung des WAK-Postulates vor. Im
Bericht wurden die bisher getroffenen und klnftig geplanten Massnahmen aufgezeigt,
mit denen den Winschen des Tessins entgegengekommen werden soll. Der Bericht
fasste den zunehmenden Druck auf den Tessiner Arbeitsplatz ausfihrlich zusammen.
Allerdings wurde auch darauf verwiesen, dass der Sldkanton Massnahmen ergriffen
habe, die in Konflikt mit bestehenden Abkommen insbesondere mit Italien stehen, was
zu einer Schwéachung der Position der Schweiz geflhrt habe. Im Fokus stand dabei wohl
die Forderung des Tessins, dass Grenzganger einen Strafregisterauszug vorlegen
mussen, was nicht nur im Rahmen des Personenfreizlgigkeitsabkommens mit der EU
heikel ist, sondern auch vom Prasidenten der Region Lombardei als Schikane
bezeichnet wurde. Bezlglich der Forderungen des Tessins, die
Grenzgangerbesteuerung anzupassen, verwies der Bundesrat im Bericht auf die
laufenden Verhandlungen mit Italien. Insgesamt bekréaftigte die Regierung, dass man
den permanenten Dialog mit dem Sudkanton sehr ernst nehme und als zielfihrend
erachte. Spezifische Losungen seien jedoch in gewissen Fallen und insbesondere im
Rahmen von internationalen, vdlkerrechtlichen und innereidgendssischen,
foderalistischen Verpflichtungen nicht immer maglich.

Im Nationalrat wurden die drei Tessiner Standesinitiativen (14.302, 14.303, 14.304),
welche der Ursprung des WAK-Postulats waren, in der Wintersession ebenfalls
gemeinsam behandelt. Auch hier wiesen die Kommissionssprecher darauf hin, dass die
Sorgen des Kantons Tessins ernst genommen wurden, man aber keine vorschnellen
Loésungen anvisieren und auf die Ergebnisse der Verhandlungen des Bundesrates mit
Italien warten wolle. Letztere waren auch Ende 2015 noch im Gang. Das Nein zu den drei
Initiativen sei denn auch nicht als Non-Chalance zu werten, aber es musse eine
gesamtheitliche Loésung gefunden werden. Nachdem ein vor allem von der SVP
getragener  Minderheitsantrag ~ fir  Folge  geben der  Kindigung des
Grenzgangerabkommens mit Italien (14.302) zurlickgezogen wurde, versenkte auch die
Volkskammer alle drei Standesinitiativen. ®
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.03.2016
AUDREY BOVEY

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.12.2022
AMANDO AMMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Au mois de mars 2016, le Conseil national et le Conseil des Etats ont tous deux pris acte
du rapport de politique extérieure 2015. Le compte-rendu fait écho aux quatre axes
stratégiques définis dans le cadre de la stratégie de politique étrangére 2012-2015 -
soit les relations avec les Etats voisins, les relations avec I'UE, la stabilité en Europe et
dans le monde, ainsi que les partenariats stratégiques extra-européens et la
gouvernance mondiale.

Durant I'année écoulée, la politique extérieure de la Suisse avait pour theme prioritaire
I'engagement en faveur des droits de I'Homme et du droit international & I'échelle
mondiale. A cet effet, le rapport fait état de violations graves dans de nombreuses
régions du monde, et notamment dans le contexte des guerres en Syrie, en Irak ou au
Soudan du Sud. Le compte-rendu souligne également I'importance du maintien de
bonnes relations avec les pays voisins. A ce titre, sont par exemple évoquées des
avancées majeures en ce qui concerne le processus de mise en ceuvre de |'article 121a
Cst., le domaine de la migration, les questions de fiscalité ou I'épineux dossier de
|'aéroport Bale-Mulhouse. S'inscrivant a la suite de la votation du 9 février 2014, les
relations entre la Suisse et I'UE se sont, de maniere générale, concentrées sur la
recherche d'une solution qui permette a la fois le maintien de la voie bilatérale et
I'application du nouvel article constitutionnel. En décembre 2015, le Conseil fédéral a
ainsi réaffirmé sa volonté de parvenir a une entente avec le voisin européen, afin de
sauvegarder I'ALCP. Les négociations relatives a un éventuel accord institutionnel ont
en outre été relancées. En ce qui concerne la stabilité en Europe et dans le monde, la
Suisse a une nouvelle fois ceuvré en faveur de la promotion de la paix, que ce soit en
Syrie, face a la montée en puissance de I'organisation "Etat islamique”, au Yémen, en
Libye ou en Ukraine sous la banniere de I'OSCE. La Suisse a par ailleurs contribué
activement a la mise sur pied de I'Agenda 2030 de développement durable, adopté a
I'ONU au mois de septembre 2015. Nous noterons finalement qu'un chapitre du présent
rapport est consacré a la réponse du Conseil fédéral au postulat Aeschi (udc, ZG), "La
Suisse a I'heure de I'Asie". ®

Ende Mai 2022 traf sich eine Delegation des Bundesrates zum bereits zweiten Mal nach
dem Treffen im Méarz mit allen im Parlament vertretenen Parteien im Hotel Bellevue in
Bern zu einem Gesprach Uber den Krieg in der Ukraine und dessen Folgen fur die
Schweiz. Der Bundesrat erlduterte den Parlamentarierinnen und Parlamentariern, dass
sich die Schweizer Antwort auf den russischen Angriffskrieg auf vier Pfeiler stitze,
namentlich Recht, Solidaritat, Sicherheit und Gute Dienste. Diskutiert wurde nicht nur
die anstehende Ukraine Recovery Conference in Lugano, sondern auch die Schweizer
Auslegung der Neutralitdt und der Neutralitatsbericht, den der Bundesrat angekindigt
hatte. Die bundesréatliche Delegation legte die sicherheitspolitischen Folgen des Krieges
dar, wobei auch der Zusatzbericht des VBS zum Sicherheitspolitischen Bericht 2021
angesprochen wurde. Dieser befasse sich mit der Moglichkeit einer verstéarkten
internationalen Kooperation in der Sicherheitspolitik, verriet der Bundesrat. Auch zur
Beschaffung der F-3bA-Jets, zur Migrationspolitik angesichts der ukrainischen
Schutzsuchenden und der Energie- und Wirtschaftspolitik stand die Regierung den
Parteien Rede und Antwort.

Anfang Juni beurteilte der Bundesrat mehrere umstrittene Kriegsmaterial-Geschafte.
Unter anderem lagen der Schweiz Anfragen von Deutschland (Munition und
Radschitzenpanzer) und Déanemark (Radschitzenpanzer) zur Weitergabe von
Kriegsmaterial an die Ukraine vor. Die Regierung lehnte beide Gesuche aufgrund der
geltenden Ausfuhrkriterien gemass Kriegsmaterialgesetz und des
neutralitatsrechtlichen Gleichbehandlungsgebots ab. Der Bundesrat stellte jedoch klar,
dass Kriegsmaterial-Zulieferungen an européaische Rustungsunternehmen weiterhin
moglich seien, auch wenn die Gefahr bestehe, dass einige der gelieferten Komponenten
in Kriegsmaterial verbaut in die Ukraine gelangen kdonnten. Das Kriegsmaterialgesetz
sehe vor, dass sich Schweizer Unternehmen an den internationalen
Wertschopfungsketten beteiligen konnen, jedoch durfe geméass bundesréatlicher Praxis
der Anteil der Schweizer Einzelteile am Endprodukt eine gewisse Warenwertschwelle
nicht Uberschreiten. Da zwei weitere Gesuche aus Deutschland
(Panzerfaustkomponenten) und Italien (Flugabwehrkomponenten) diese Vorgaben
einhielten, wurden sie vom Bundesrat bewilligt.

Eine Woche spater beschloss die Landesregierung die Ubernahme eines weiteren EU-
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Sanktionspakets gegen Russland (sechstes Sanktionspaket), das ein Embargo auf Rohol
und gewisse Erddlerzeugnisse aus Russland umfasste. Nebst dem Kauf wurden auch die
Einfuhr, Durchfuhr und der Transport in und durch die Schweiz untersagt. Auch die
Erbringung entsprechender Dienstleistungen, darunter Versicherungs- und
Ruckversicherungsdienstleistungen fur den Erddltransport, waren damit nicht mehr
erlaubt. Im Finanzbereich wurden diverse Dienstleistungen fur die russische Regierung
oder fur in Russland niedergelassene juristische Personen und Organisationen
verboten. Auch ein Werbeverbot, das Medien wie Russie Today oder Sputnik betraf, war
im Sanktionsblndel enthalten. Das WBF habe die notwendigen Massnahmen getroffen,
um die EU-Sanktionen in Schweizer Recht zu uberfihren, so die Regierung in ihrer
Medienmitteilung. Das WBF habe zudem weitere russische und belarussische Personen
und Organisationen auf die Sanktionsliste gesetzt und den Ausschluss von vier
russischen und belarussischen Banken aus dem Nachrichtensystem SWIFT bewilligt.
Auch die Liste der mit einem Ausfuhrverbot belegten Militdr- und Technologieglter
wurde erganzt.

Uber einen Monat spater, Anfang August, sah sich die Landesregierung angesichts der
«anhaltenden russischen Militaraggression» gezwungen, weitere EU-Sanktionen gegen
Russland («Paket zur Aufrechterhaltung und Anpassung») zu verabschieden, deren
Umsetzung sie zeitlich oder materiell fur dringlich befunden hatte. Es handelte sich
hierbei primér um das Verbot, Gold und Golderzeugnisse aus Russland zu kaufen,
einzufihren oder zu transportieren, wobei auch Dienstleistungen im Kontext dieser
Guter verboten wurden. Um zur Bekdmpfung der weltweiten Erndhrungs- und
Energiekrisen beizutragen, fihrte der Bundesrat einige Ausnahmebestimmungen ein,
unter anderem richteten sich die Verbote nicht gegen Transaktionen im Zusammenhang
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen und der Lieferung von Ol in Drittlander. Ende
August Ubernahm die Schweiz dann auch die technischen Massnahmen des gleichen
Sanktionspakets, unter anderem das Verbot, Einlagen entgegenzunehmen, oder Verbote
im Zusammenhang mit Ratingdiensten. Auch die Vergabe von 6ffentlichen Auftréagen an
russische Staatsangehorige und in Russland niedergelassene Organisationen wurden
Ubernommen, nachdem der Bundesrat zuvor behordliche Abklarungen zu dieser Frage
in Auftrag gegeben hatte.

Da die EU ihr Visumserleichterungsabkommen mit Russland Anfang September
vollstandig suspendierte, tat ihr dies die Schweiz wenige Wochen spéater gleich. Damit
setzte sie das seit 2009 bestehende Abkommen vorlbergehend ausser Kraft, russische
Staatsangehorige konnten jedoch weiterhin Uber das ordentliche Visaverfahren ein
Visum beantragen. Bereits im Fruhling 2022 hatte die Schweiz Visaerleichterungen far
gewisse Personengruppen, unter anderem russische Diplomatinnen und Diplomaten,
aufgehoben.

Ende September verklindete der russische Prasident Wladimir Putin die Annexion der
von Russland teilweise besetzten Gebiete der Ukraine. Der Bundesrat verurteilte
diesen Schritt als «schwerwiegende Verletzung des Voélkerrechts» und anerkannte
diese Aneignung nicht. Er rief Russland dazu auf, das humanitére Volkerrecht und die
Menschenrechte einzuhalten und einen raschen und ungehinderten Zugang fur
humanitare Hilfe auf dem gesamten ukrainischen und dem von Russland besetzten
Territorium zu gewahrleisten, da der bevorstehende Winter humanitére Hilfe fur die
Bevolkerung notwendig mache. In Zusammenhang mit der russischen Annexion hiess
das WBF Mitte Oktober die Sanktionierung von 30 weiteren russischen Personen und
Organisationen gut. Betroffen waren vor allem Personen, die in die von Russland
organisierten Referenden in ukrainischen Regionen involviert waren. Damit stimmte die
Schweizer Sanktionsliste zu diesem Zeitpunkt mit derjenigen der EU Uberein.

Obwohl die EU ihr achtes Sanktionspaket bereits Anfang Oktober 2022 verabschiedet
hatte, zog die Schweiz erst Ende November des gleichen Jahres vollstdndig nach. Mit
diesem Paket schuf die Schweiz eine Rechtsgrundlage flr die EinfUhrung von
Preisobergrenzen fir russisches Rohdl und Erddlprodukte sowie fur Einschréankungen
fur weitere Eisen- und Stahlprodukte, Luft- und Raumfahrtgiter und weitere
wirtschaftlich bedeutende Guter. Zudem wurde die Erbringung von Dienstleistungen in
den Bereichen [T, Architektur, Rechtsberatung, Ingenieurwesen an die russische
Regierung oder an russische Unternehmen verboten. Nebst den Massnahmen des
achten Sanktionspakets erliess der Bundesrat ein Ristungsglterembargo gegen
Russland, welches aufgrund der Schweizer Neutralitat in Teilen auch auf die Ukraine
anwendbar war.

Kurz vor Jahresende kiindigte der Bundesrat Mitte Dezember erneut die Ubernahme
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eines Sanktionspakets der EU an, wobei dieses vor allem Anpassungen in Bezug auf die
Preisobergrenze fiir Rohdl und Erdodlerzeugnisse mit sich brachte - die
entsprechenden Bestimmungen stimmten nun mit derjenigen der EU Uberein. Eine
Woche zuvor hatte das WBF bereits die rechtlichen Grundlagen fir die Umsetzung ins
Schweizer Recht geschaffen und weitere Personen den Schweizer Finanzsanktionen
unterstellt. ’

Beziehungen zur EU

L'UE a élevé la voix afin que la Suisse coopére davantage a la lutte contre la
contrebande de cigarettes. Selon les Quinze, la Confédération sert de plaque
tournante a un trafic qui prétérite ses intéréts dans la lutte contre la fraude au budget
européen. Un accord a été signé en début d’année entre Berne et Bruxelles afin
d’améliorer la coopération entre les administrations douanieres, mais les effets tardent
trop a se faire sentir selon la Commission européenne. Par ailleurs, la Suisse, I'Autriche,
I'ltalie, I'Allemagne et la France se sont rencontrés dans le Vorarlberg autrichien pour
tenter de rapprocher leur politique de sécurité. Lors de cette réunion ministérielle a
laquelle a participé le conseiller fédéral Arnold Koller, il a également été question des
problémes liés a I"asile, au Kosovo et de la place de la Confédération au sein de I'espace
Schengen. A cet égard, il a été convenu unilatéralement de créer un groupe chargé
d’élaborer une solution pour que la Suisse adhére a Schengen sans faire partie de I'UE,
comme c’est le cas pour I'lslande et la Norvege. Avec I'entrée en vigueur de I'espace
Schengen en début d'année, la Suisse s’est trouvée encore davantage isolée en
Europe. ®

Apres la conclusion des négociations entre la Suisse et la Commission européenne
intervenue au niveau politique en décembre 1998 a Vienne, I'année 1999 a été encore
riche en rebondissements. Dées la fin du mois de janvier, alors que la signature était
initialement programmée au printemps, certains éléments ont laissé supposer un
nouveau retard avec notamment le reproche de la France a la Commission européenne
d"avoir interprété abusivement certaines dispositions de la législation communautaire
dans le domaine de la libre circulation des personnes. En outre, un litige est survenu
concernant la définition des marchandises |égéres pouvant étre transportées par les
poids lourds en Suisse. Du c6té des autorités helvétiques, on a par contre plutdt tenté
d’accélérer le processus. Au début du mois de février, les quatre partis
gouvernementaux ont réaffirmé leur volonté d’achever la procédure de ratification
avant la fin de la législature, quitte & organiser une session spéciale des chambres
fédérales en aolt. Pour la majorité de la classe politique, le télescopage entre les
débats parlementaires sur les bilatérales et ceux sur I'initiative « oui & I'Europe » devait
étre évité a tout prix. C'est a la fin du mois de février que les quelques 4000 pages des
accords bilatéraux, annexes et autres déclarations ont été paraphés par les
négociateurs des deux parties, sans d’ailleurs que le probléme des marchandises
|égeres soit réglé de facon définitive. A cette fin, un comité mixte a été chargé d’étudier
le probleme en détail et d’établir des criteres & ce sujet. La Suisse contestait
notamment le fait que les voitures soient considérées comme des marchandises
|égeres. Quelques jours plus tard, une autre difficulté a fait son apparition. Suite a une
erreur dans la version finale remarquée trop tardivement par I'administration suisse, les
architectes ETS ont été privés de la reconnaissance de leur dipldbme en Europe. Malgré
le préavis favorable de la Commission européenne pour un arrangement a I'amiable,
quatre pays (France, Espagne, Italie et Gréce) ont refusé de réouvrir le dossier, par
crainte d’une concurrence extérieure renforcée. Ce n’est finalement qu’au mois de juin
que les accords bilatéraux ont pu étre signés par les deux parties au Luxembourg,
aprés un retard supplémentaire causé par la nécessité de traduire le paquet dans les
onze langues de I'UE. Il faut également noter que I'Allemagne, qui présidait I'UE lors du
premier semestre 1999, a joué de son influence pour clore ce dossier avant de passer le
témoin ala Finlande. °
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Certains pourparler ont abouti durant I'année sous revue. Les négociateurs ont
annoncé avoir trouvé, au début du mois de juillet, un accord dans le domaine de
I'environnement. Il s'agissait principalement de régler la participation de la Suisse a
|’Agence européenne pour I'environnement. Un accord de principe a également été
trouvé concernant la participation de la Suisse aux programmes MEDIA de I"'UE (MEDIA
Plus et MEDIA Formation). lls permettent, entre autres, une amélioration réciproque de
la distribution des productions audiovisuelles (cinéma ou télévision). Le principal
résultat de I’'année sous revue a toutefois été I'accord, conclu en juin, sur la fiscalité de
I"épargne, principal dossier lié au secret bancaire. Les premiers mois de I'année ont été
marqués par de multiples revirements, I'évolution du dossier étant liée & I'adoption par
I'UE d’une directive sur la taxation des revenus de |'épargne. C’est principalement
I'ltalie qui semble avoir conditionné son acceptation de la directive a des concessions
dans un domaine qui ne concernait pas la Suisse, soit les quotas laitiers. Le maintien du
secret bancaire est également lié a deux autres domaines de ce deuxieme paquet de
bilatérales : Schengen et la lutte contre la fraude. Ces deux dossiers, sur lesquels aucun
accord n’avait encore pu étre trouvé a la fin de I'année sous revue, concernaient en
effet également la coopération judiciaire. Relativement & ces bilatérales I, I'ASIN a
annoncé, dans le courant du mois de mai, son intention de lancer un référendum
contre ces nouveaux accords. En fin d’année, I’'Associations Suisse des banquiers a
officiellement apporté son soutien a la stratégie du parallélisme voulue par le Conseil
federal. ©

Ein dhnlicher Vorstoss der SVP-Fraktion forderte den Riickbehalt der Zinsertrage von
italienischen Bankkunden, da Italien die Schweiz auf eine Liste der Steuerparadiese
gesetzt hatte. Aber auch diese Motion fand im Nationalrat keine ausreichende
Zustimmung und wurde mit 102 zu 77 Stimmen verworfen. "

Aufgrund des Konflikts zwischen der Schweiz und lItalien Uber den Zugang von
Schweizer Firmen zu 6ffentlichen Ausschreibungen in Italien schaltete sich im Marz
die EU-Kommission ein, indem sie ein Vertragsverletzungsverfahren gegenuber Italien
einleitete. Die Schweiz wirft dem sidlichen Nachbarland Missachtung der
Bestimmungen der bilateralen Vertrage vor. Bis Ende des Berichtjahres hat das
Verfahren noch zu keinem Ergebnis gefthrt.

Dans une motion « Cas Dublin: Accord de transfert rapide avec I’ltalie », la CIP CN a
appelé le Conseil fédéral a négocier un accord avec I'ltalie permettant d’améliorer
|'efficacité et surtout d’accélérer I'exécution des transferts des cas Dublin. Malgré une
opposition du bloc rouge-vert et de quelques membres du groupe PDC/PEV, le Conseil
national a accepté la motion par 110 voix contre 68. En septembre, les sénateurs n‘ont
pas suivi leurs homologues et ont refusé la motion. Cependant, lors de la méme séance,
le Conseil national a accepté une autre motion de sa CIP demandant la réintroduction
des controles frontaliers avec I’Italie suite a I'important afflux migratoire nord-africain.
Une minorité émanant de membres du PS et des Verts s’est opposée sans succés a la
motion adoptée par 105 voix contre 68. ©°

Dans son message du 7 mars, le Conseil fédéral a invité le parlement a approuver deux
arrétés fédéraux concernant le développement de I'acquis de Dublin/Eurodac. Il s'agit,
pour le premier, de I'approbation et la mise en ceuvre des échanges de notes entre la
Suisse et I'UE concernant la reprise du réglement (UE) n° 604/2013 établissant les
critéres et mécanismes de détermination de I'Etat membre responsable de I'examen
d’'une demande de protection internationale. Le second concerne I'approbation et la
mise en ceuvre de I'échange de notes entre la Suisse et 'UE concernant la reprise du
réglement (UE) n°® 603/2013 relatif a la création d’Eurodac, et modifiant le reglement
(UE) n°® 1077/2011 portant création d’une agence européenne pour la gestion
opérationnelle des systemes d’information a grande échelle au sein de I'espace de
liberté, de sécurité et de justice. Ceux-ci impliquent des modifications de la loi
fédérale (LEtr) sur les étrangers et de la loi sur I'asile (LAsi). Le Conseil fédéral a fait de
nombreux changement par rapport au droit en vigueur. Il a par exemple décidé
d'introduire une détention de six semaines supplémentaires pour le requérant d'asile
refusant de coopérer. Il s'agit ainsi d'empécher qu'une personne puisse, par son
comportement non coopeératif, éviter un transfert Dublin. Ses mesures, plus restrictive,
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servent a garantir la crédibilité de la politique migratoire. En ce qui concerne les regles
applicables aux familles et aux mineurs, elles ont été formulées plus clairement et elles
prennent mieux en compte la protection d'un mineur a qui on doit désormais assigner
une personne de confiance.

Le Conseil national a commencé son traitement le 19 juin lors de la session d'été. Une
minorité UDC (Mérgeli (udc, ZH), Buchel (udc, SG), Muri (udc, LU), Reimann (udc,
SG),Reimann (udc,AG), Stamm (udc, AG)) s'est opposée a I'entrée en matiére des deux
arrétés fédéraux. Morgeli (udc, ZH) a pris la parole pour critiquer le systéme
Schengen/Dublin, notamment ses colts et le fait de devoir reprendre
automatiquement du droit européen. Ses autres colléegues de I'UDC se sont également
donné a cceur joie a la critique. La conseillere fédérale Sommaruga (ps) a rappelé que le
systeme Dublin était nécessaire vu la situation critique en lItalie avec les milliers de
migrants devant étre sauvés par I'opération Mare Nostrum. Elle a demandé d'ouvrir les
yeux face a cette misere et de comprendre que I'ltalie avait besoin de soutien. Puis, elle
a souligné I'importance de renouveler le systeme Dublin et Eurodac. La proposition de
la minorité Morgeli de ne pas entrer en matiére a été rejetée par 134 voix contre 50 et 4
abstentions.

Le traitement a repris lors de la session d'automne. Il y a alors eu quatre propositions
de minorité de gauche et de droite concernant I'arrété fédéral réglant la reprise du
réglement (UE) n° 604/2013. La Conseillere fédérale Sommaruga a demandé au
parlement de rejeter toutes les propositions de minorité, ce qu'il a fait. L'article 17 qui
regle la maniere dont est désignée la personne de confiance & un mineur de LAsi a été
modifié par la Chambre du peuple. Il a été élargi de I'alinéa 6 dans lequel il est stipulé
que c'est au Conseil fédéral de désigner la compétence et le réle d'une personne de
confiance pour un mineur. Finalement, le premier arrété fédéral a été adopté avec la
modification de I'article 17 de LAsi par 132 voix contre 53. Le deuxieme arrété fédéral a
été adopté sans discussion par 121 voix contre 49 et 11 abstentions.

Le Conseil des Etats a adhéré aux deux arrétés fédéraux avec la modification proposée
par le Conseil national lors de la session d'automne. Le premier est passé par 37 voix
contre 2 et 4 abstentions et le deuxieme par 34 voix contre 2 et 4 abstentions.

Lors du vote final le 26 septembre, le Conseil national a adopté le premier arrété par
139 voix contre 57 et le deuxieme par 127 voix contre 65 et 5 abstentions. Le Conseil des
Etats a également adopté les deux arrétés fédéraux, I'un par 42 voix contre 2 et 1
abstention et |'autre 39 voix contre 2 et 4 abstentions. ™

Zwischenstaatliche Beziehungen

Il 'a aussi été principalement question du processus d'intégration européenne lors des
visites du ministre des affaires étrangéres allemand Hans-Dietrich Genscher et du
président italien Francesco Cossiga. °

Im Januar traf Bundesprésidentin Micheline Calmy-Rey bei einem Besuch in Berlin
Bundeskanzlerin Angela Merkel. Im Zentrum der Gesprache stand die Schweizer Haltung
zum Steuerstreit mit der EU und zum bilateralen Weg. Ebenfalls traf sich Calmy-Rey mit
Bundesprasident Christian Wulff, mit dem deutschen Aussenminister Guido
Westerwelle sowie mit Wirtschaftsminister Rainer Bruderle. Anfang Februar folgte die
Aussenministerin der Einladung Ungarns und traf in Budapest den ungarischen
Staatsprasidenten P&l Schmitt sowie den Aussenminister Jdnos Martonyi. Da Ungarn
damals die EU présidierte, standen die bilateralen Beziehungen zwischen der Schweiz
und der EU im Zentrum des Besuchs. Der Bilateralismus mit der EU war ebenfalls ein
zentraler Bestandteil der Gespréache, welche Bundesprasidentin Calmy-Rey im Februar
in Brissel mit dem Prasidenten des Européaischen Rates, Herman Van Rompuy, mit EU-
Kommissionsprasident José Manuel Barroso sowie mit dem Prasidenten des
Europaischen Parlaments Jerzy Buzek fuhrte. Im selben Monat stattete die Bundesratin
dem spanischen Koénig Juan Carlos |. einen offiziellen Besuch ab. Das Treffen diente
unter anderem der Vorbereitung des kéniglichen Besuchs in der Schweiz im Mai. Im
Marz stattete die Bundesprasidentin Aserbaidschan einen offiziellen Besuch ab. Anfang
April weilte sie zur Eréffnung der Schweizer Botschaft in Eriwan, der Hauptstadt
Armeniens. Mitte desselben Monats traf die Bundesprasidentin in Wien den
Osterreichischen Bundespréasidenten Heinz Fischer sowie Bundeskanzler Werner
Faymann. Sie nutzte zudem die Gelegenheit fir einen Besuch beim Direktor der
Internationalen Atomenergiebehérde (IAEA). Ende Mai besuchte die Aussenministerin in
Tiflis die politische Fuhrung Georgiens. Anfang Juni wurde sie vom italienischen
Premierminister Silvio Berlusconi in Rom empfangen, mit welchem sie vor allem Uber
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Steuerfragen diskutierte. Dabei driickte sie ihr Missfallen Uber die italienische Haltung
im Steuerstreit aus. Italien hatte die Schweiz aufgrund ihres Steuerregimes auf eine
schwarze Liste gesetzt und Ubte insbesondere auf den Tessiner Finanzplatz Druck aus.
Mitte des Monats stattete die Bundesréatin Polen einen offiziellen Besuch ab, welches
Anfang Juni von Ungarn die EU-Ratspréasidentschaft Gbernommen hatte.
Dementsprechend stand wiederum das Verhaltnis Schweiz-EU im Zentrum des
Gesprachs. Ende Juni besuchte Micheline Calmy-Rey aufgrund des 100-jahrigen
Jubildums der diplomatischen Beziehungen zwischen Rumaénien und der Schweiz
Bukarest. Zusammen mit Bundesrat Schneider-Ammann traf die Bundesprasidentin
Mitte Juli den russischen Prasidenten Dimitri Medwedew zwecks Einweihung einer
Zement-Fabrik von Holcim im russischen Kolomna. Dabei wurden diverse bilaterale und
multilaterale Fragen diskutiert. Anfang August bereiste die EDA-Chefin Kenia und
besuchte dabei ein UNHCR-Flichtlingslager, welches mehrere hunderttausend
Menschen beherbergt, die das von einer schweren Hungersnot betroffene Gebiet am
Horn von Afrika verlassen mussten. In Vaduz traf Micheline Calmy-Rey Ende September
am traditionellen  Vierlandertreffen die deutschen und &sterreichischen
Bundespréasidenten Christian Wulff und Heinz Fischer sowie Furst Alois von
Liechtenstein. Ebenfalls Ende September nahm sie in Tunis am Task-Force-Treffen EU-
Tunesien teil, das die européaischen Unterstitzungsmaglichkeiten fur eine nachhaltige
Demokratisierung des Landes aufzeigen sollte. Auf Einladung der Aussenpolitischen
Kommission des Européischen Parlaments besuchte Micheline Calmy-Rey im Oktober
Brissel und erlauterte dem Parlament die Ziele der Schweizer Aussenpolitik. Mitte
November stattete die Magistratin Kroatien einen offiziellen Besuch ab und wurde in
Zagreb vom kroatischen Prasidenten Ivo Josipovic empfangen. Ebenfalls im November
reiste sie nach Serbien, wo sie mit der politischen Fihrung des Landes zusammentraf.
Den letzten Besuch im Ausland in ihrem Amtsjahr als Bundesprasidentin stattete
Micheline Calmy-Rey der Turkei ab, wo sie in Ankara Prasident Abdullah Gl traf. '

Ende April 2022 eroffnete Bundesprasident Cassis den erstmals durchgefiihrten
Innovationstag, der die Vernetzung zwischen den Regionen und die grenzubergreifende
Kooperation von Innovationszentren beleuchten soll. Der Erstanlass fuhrte auf einer
Zugfahrt von Zirich nach Mailand und gipfelte in bilateralen Gespréachen mit den
italienischen Behdrden. Nach einem Besuch des Innovationsparks in Dibendorf und
des Technoparks Tessin in Manno reiste Cassis zur Eréffnung des «House of Switzerland
Milano» nach Mailand. Dort traf sich der Aussenminister bei einer Paneldiskussion tber
die Zukunft der Innovation mit seinem italienischen Pendant Luigi di Maio und dem
Minister fur technologische Innovation, Vittorio Colao. Das House of Switzerland diente
als temporare landertbergreifende Netzwerk- und Kommunikationsplattform, in der
Wirtschaftsvertretende beider Landern Kontakte knlpfen kénnen, unter anderem um
die Innovationsrdume «Greater Zurich Area», das Tessin und die Lombardei
miteinander zu verbinden.

Im Zentrum der Gesprache mit di Maio stand der Krieg in der Ukraine, wobei Cassis das
humanitare Engagement der Schweiz, die Aufnahme von Schutzsuchenden und die
Sanktionen gegen Russland und Belarus hervorhob. Er betonte auch die gemeinsamen
Werte, welche die Schweiz mit der EU verbanden, und bekréftigte, dass die Schweiz an
der Fortfuhrung des bilateralen Wegs interessiert sei. In diesem Kontext stellte er auch
das neue Verhandlungspaket des Bundesrats vor. Mit dem italienischen
Innovationsminister sprach Cassis Uber die jeweiligen Landerstrategien zur digitalen
Transformation und deren Auswirkungen auf die globale Governance. Auch die Starkung
der UNO, die Bedeutung der Wissenschaftsdiplomatie und die Rolle der GESDA-Stiftung
wurden thematisiert. ”

Am 29. und 30. November 2022 reiste der italienische Prasident Sergio Mattarella fiir
einen offiziellen Staatsbesuch in die Schweiz. Er wurde von Bundesprasident Cassis,
den Bundesratinnen Amherd und Sommaruga sowie von Bundesrat Parmelin in Bern
empfangen. In der Folge flhrte er am ersten Besuchstag bilaterale Gesprache mit der
Schweizer Delegation. Unter anderem wurde diskutiert, wie die Kooperation in den
Bereichen Energie, Innovation, Forschung und in den wirtschaftlichen Beziehungen in
Zukunft vertieft werden koénnte. Laut Medienmitteilung seien auch die Beziehungen
zwischen der Schweiz und der EU zur Sprache gekommen, zudem habe der Bundesrat
dargelegt, wie man diese aus Sicht der Schweiz weiterentwickeln wolle. Weitere
Themen seien die Zusammenarbeit bei Migrationsfragen innerhalb Europas und die
Sicherheitslage aufgrund des Kriegs in der Ukraine gewesen. Am zweiten Besuchstag
reisten Mattarella und Cassis an die ETH in Zlrich, um sich Uber Innovation und
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Unternehmertum auszutauschen. ™

Aussenwirtschaftspolitik

Malgré une appréciation du franc suisse de plus en plus forte et un contexte
international marqué par une forte concurrence, la croissance des exportations suisses
a de nouveau dépassé les attentes. En 1994, celles-ci ont en effet cri de 4.4% en
volume et de 3.5% en valeur nominale. Ce résultat, remarquable a plusieurs titres,
constitue la preuve d'une capacité concurrentielle intacte de lI'industrie suisse
d'exportation en général.

Les résultats des exportations ont toutefois connu des différences conséquentes selon
les branches économiques. Celles qui se sont le mieux comportées furent I'industrie
des matieres en plastique (+4.9% en valeur nominale par rapport a 1993), I'norlogerie
(+4.8%), I'industrie chimique (+4.6%) ainsi que I'industrie des machines (+4.5%). Les
exportations de I'industrie des métaux ont, pour leur part, progressé de 3.8%, alors que
celles de l'industrie alimentaire et de l'industrie des instruments de précision ont
respectivement augmenté de 2.7% et 2.4%. Le volume des exportations de I'industrie
des textiles est, quant & lui, resté stable (+0.1%), tandis que celui de I'industrie de
I'habillement a connu une baisse de 1.9%.

En raison de la synchronisation progressive de la conjoncture internationale, les
différences entre les taux de croissance des exportations suisses en direction des pays
industrialisés (+3,2%) d'une part, et des pays non-membres de I'OCDE (+4.8%), d'autre
part, se sont réduites par rapport a 1993. Les points forts de I'expansion des
exportations suisses ont été les pays émergents et en développement d'Asie du Sud-Est
et d'Amérique latine ainsi que les pays industrialisés d'outre-mer et la Grande-
Bretagne. Les livraisons vers la plupart des pays européens ont augmenté (UE: +3.1% et
AELE: +1.2%), a |'exception de la Norvege (-7%), de I'ltalie (-3.3%), de la Finlande (-0.6%)
et des Pays-Bas (-0.2%). Au sujet des pays de I'OCDE non européens (+6.9%), les
exportations vers les Etats-Unis (+6.4%), I'Australie (+11.3%) et le Japon (+10.2%) ont
constitué les plus fortes hausses, alors que celles en direction du Canada ont diminué
de 4.2%.

En ce qui concerne les pays extérieurs a I'OCDE - qui absorbent 21% du total des
exportations suisses -, les livraisons vers I'Europe de I'Est ont globalement augmenté de
14.1%, les exportations suisses en direction de la CEl connaissant pour leur part une
hausse de 28.4%. Parmi les pays non producteurs de pétrole (+11% d'exportations), la
Corée du Sud (+50.8%) a connu la plus forte progression des importations suisses en
1994, devant le Brésil (+28.6%) et Hongkong (+14.3%). Les exportations vers la Chine ont
en revanche enregistré une baisse de 11% apres avoir connu une augmentation de 51.9%
en 1993. C'est cependant avec les pays de I'OPEP que la baisse des exportations suisses
a été la plus marquée (-18.7%).

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Konjunkturlage- und politik

Die nach dem weltweiten Konjunktureinbruch des Vorjahres erhoffte Wiederbelebung
trat nicht ein. Nachdem bis zu den Sommermonaten noch einige positive Anzeichen
ausgemacht werden konnten, verlor die Wirtschaftsentwicklung in der zweiten
Jahreshdlfte wieder an Schwung. Beigetragen haben dazu die aufgedeckten
Unregelmassigkeiten in der Rechnungsfihrung grosser Unternehmen und die dadurch
ausgelosten massiven  Kurseinbriiche an der Borse. Daneben fihrte die
Verschlechterung der weltpolitischen Lage mit der sich abzeichnenden Intervention der
USA im Irak einerseits zu einer Verunsicherung der Investoren und der Konsumenten
und andererseits zu einer massiven Verteuerung der Erddlpreise.

Nicht alle Regionen waren im gleichen Masse von dieser flauen Konjunkturentwicklung
betroffen. So lagen die Wachstumsraten der USA und - nach dem massiven Einbruch im
Vorjahr - auch der meisten Industrie- und Schwellenstaaten Asiens (mit Ausnahme
Japans) Uber dem weltweiten Durchschnitt; die Mehrzahl der européischen
Volkswirtschaften erreichten hingegen nicht einmal die schwachen Zuwachsraten des
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Vorjahres. Das reale Bruttoinlandprodukt stieg in den USA um 2,3%, in Grossbritannien
um 1,5% und im Euro-Raum um 0,8% an; besonders schwach fiel das Wachstum in
Deutschland und in Italien mit 0,4% resp. 0,3% aus. Eine dhnlich bescheidene Zunahme
verzeichnete Japan mit 0,3%. In Lateinamerika verscharfte sich die Wirtschaftskrise in
Argentinien, wahrend die Entwicklung in den anderen Staaten uneinheitlich verlief.

Die Teuerung auf Konsumentenstufe bildete sich in den meisten Industriestaaten
zurick: massiv in den USA (von 2,8% auf 1,6%) hingegen nur schwach im Euro-Raum
(von 2,5% auf 2,4%) und in Grossbritannien (von 2,1% auf 2,0). In Japan verzeichnete
man zum vierten Mal hintereinander ein rucklaufiges Preisniveau. Das Ausbleiben einer
wirtschaftlichen Erholung wirkte sich negativ auf die Beschaftigung aus. Die
Arbeitslosenquote stieg im Jahresmittel sowohl in den USA (auf 5,8%) als auch im Euro-
Raum (8,3%), im Vereinigten Kénigreich (5,2%) und in Japan (5,5%) an. %

Die Weltwirtschaft blickte auf ein schwieriges Jahr 2011 zurick. Das globale
Wirtschaftswachstum schwachte sich in der zweiten Jahreshalfte deutlich ab. Im
September erwartete der Internationale Wéhrungsfonds (IWF) fir 2011 eine
Wachstumsrate von 3 Prozent. Im Vorjahr hatte diese noch rund 4 Prozent betragen.
Besorgniserregend prasentierte sich die Lage in den Industriestaaten. In Nordamerika
und in Europa lahmten die hohen Staatschulden und die Konsolidierungsprogramme
die konjunkturelle Entwicklung. Das Wirtschaftswachstum beider Kontinente
verlangsamte sich im Laufe des Jahres. Die Vereinigten Staaten wuchsen 2011 mit 1,7
Prozent und die Euro-Zone mit 15 Prozent. Obwohl alle européischen
Volkswirtschaften von einem Abwartstrend erfasst wurden, waren zum Teil markante
Unterschiede zu beobachten. Wahrend sich Deutschland, Skandinavien und die meisten
osteuropéischen Staaten durch ansehnliche Wachstumsraten auszeichneten, kam der
Wachstumsmotor in Frankreich, Spanien sowie in den Benelux-Staaten zum Erliegen.
Italien und Grossbritannien fielen nach der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008 in
die Rezession zuriick (sogenanntes Double-Dip Phanomen). Die krisengeschuttelten
Volkswirtschaften Portugals und Griechenlands entwickelten sich weiterhin lethargisch.
Sie wiesen in samtlichen Quartalen negative Wachstumsraten auf. Dasselbe Schicksal
ereilte auch Japan, der drittgrossten Volkswirtschaft der Welt. Aufgrund der Tsunami-
Katastrophe und des Atomunglicks in Fukushima, einer Flutkatastrophe in Thailand, wo
zahlreiche Produktionsstatten japanischer Unternehmungen in Mitleidenschaft gezogen
wurden sowie der unabhangig von diesen Ereignissen generell sinkenden Nachfrage
nach inlandischen Gutern auf dem Weltmarkt wurde Japan im Berichtsjahr schwer
gepruft. Weit dynamischer entwickelten sich dagegen die Schwellenlander. Deren
Wachstumsraten verharrten auf einem hohen Niveau, wobei sich diese in der zweiten
Jahreshalfte ebenfalls abschwéchten. Somit konnten sich die Schwellenlander der
Konjunkturverlangsamung in den Industriestaaten nicht ganzlich entziehen.

Entgegen den optimistischen Erwartungen der Konjunkturauguren trat im Berichtsjahr
keine Beschleunigung der Weltwirtschaft ein. Gemass dem Internationalen
Wéhrungsfonds (IWF) verharrte das globale Wirtschaftswachstum auf 3,3%. Im Vorjahr
hatte dieses 3,2% betragen. Das Bruttoinlandprodukt (BIP) der Industriestaaten wuchs
um lediglich 1,3%. Die Volkswirtschaften der Europaischen Union (EU) traten an Ort
(+0,1%), wobei in der Euro-Zone (EU-17) gar ein BIP-Rlckgang von 0,4% resultierte. Zu
einer merklichen Verlangsamung kam es in Deutschland, wo das BIP-Wachstum nur
noch 0,4% betrug (gegeniiber 0,9% im Vorjahr). Wahrend in Frankreich und Osterreich
(jeweils +0,3%) ebenfalls leicht positive Werte registriert wurden, verblieben die
stideuropéischen Volkswirtschaften in einer tiefen Krise. So schrumpfte Spanien um
1,2%, Portugal um 1,6%, Italien um 1.9% und Griechenland gar um 3,7%. Weit
dynamischer entwickelten sich die Vereinigten Staaten. Nicht zuletzt dank einer
robusten Konsumnachfrage und dem sich weiter erholenden Immobilienmarkt wuchs
die US-Wirtschaft um 1,9% (gegentiber 2,3% im Vorjahr). Fur eine Wachstumsdelle
sorgte im letzten Quartal allerdings der auf Bundesebene ausgetragene Budgetstreit. Da
sich die beiden Parlamentskammern nicht auf eine Erhéhung der Schuldenobergrenze
einigen konnten, kam es am 30. September zu einem so genannten “government
shutdown®™. Rund 800 000 Staatsangestellte wurden in unbezahlte Zwangsferien
geschickt. Am 16. Oktober konnte der Haushaltsnotstand beendet werden, als sich im
Reprasentantenhaus eine im Senat ausgearbeitete Kompromisslosung durchsetzte. Die
japanische Volkswirtschaft wies ihrerseits eine Wachstumsrate von 1,7% aus, die in
erster Linie dank einer expansiven Geldpolitik und steigenden Exporten zu Stande kam.
Das aggregierte Bruttoinlandprodukt der Schwellen- und Entwicklungslander stieg um
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4,7%. Als Wachstumstreiber erwiesen sich vor allem die asiatischen Schwellenlénder
sowie die Lander der stdlichen Sahara, deren Wirtschaftsleistung insgesamt um 5,4%
expandierte. #

Gemass den Angaben des Internationalen Waéhrungsfonds (IWF) wuchs die
Weltwirtschaft 2014 "bescheidene" 3,4%. Damit verharrte die Wachstumsrate auf dem
Niveau der Vorjahre. Wéhrend das aggregierte Bruttoinlandprodukt (BIP) der
Industrienationen um 1,8% zunahm und im Vergleich zu den Vorjahren wieder etwas an
Dynamik hinzugewinnen konnte, verlangsamte sich das Wachstum der Entwicklungs-
und Schwellenlander von 5,0% im Vorjahr auf 4,6%. Gleichwohl trugen diese Lander
drei Viertel zum globalen Wirtschaftswachstum bei. Das Wachstum der
Volkswirtschaften der Européischen Union (EU) enttduschte zwar gerade in der ersten
Jahreshalfte einige Prognostiker, vermochte aber den positiven Trend mit einem
Anstieg auf 1,4% fortzusetzen. Dass die einzelnen Wachstumspfade der EU-Staaten
jedoch immer noch stark divergierten, zeigten auch die Schweizer Nachbarlander:
Wahrend Deutschland im Vergleich zum vergangenen Jahr wieder zuzulegen vermochte
und um 1,6% wuchs, traten Frankreich (0,4%) und Osterreich (0,3%) weiterhin praktisch
unverandert an Ort. Italien vermochte sich seinerseits zwar wie Deutschland im
Vergleich zum Vorjahr zu fangen, hatte gleichwohl aber einen BIP-Rickgang von 0,4%
zu verzeichnen. Damit fiel die viertgrosste Volkswirtschaft der EU auch im Vergleich zu
den anderen sUdeuropéischen Volkswirtschaften ab. Spanien (1,4%), Portugal (0,9%)
und Griechenland (0,8%), die sich wie lItalien in den Vorjahren in einer Rezession
befanden, waren 2014 allesamt moderat gewachsen. Griechenland konnte zuletzt 2007,
Spanien und Portgual 2010 positive Wachstumsraten ausweisen. Als Treiber hinter dem
leichten Aufschwung machte der IWF die vom tiefen Olpreis angekurbelte
Konsumnachfrage aus. Erneut deutlich dynamischer entwickelten sich die Vereinigten
Staaten (2,4%), die wie Europa vom sinkenden Olpreis profitierten, deren
Konsumnachfrage zusatzlich aber auch durch die verringerte Arbeitslosenrate
stimuliert werden konnte. Wenig Uberraschend kam der Rlickgang des chinesischen
BIP-Wachstums von 7,8% im Vorjahr auf 7,4%, der auf ein ricklaufiges
Investitionswachstum und Bereinigungen im Immobilienmarkt zurtickgefihrt wurde. 2

Nach Schatzungen des Internationalen Wahrungsfonds (IWF) ist die Weltwirtschaft
2015 um 3,1% gewachsen. Zu Beginn des Jahres hatten die Okonomen des IWF mit
einem Wachstum von circa 3,5% gerechnet, was dem Niveau des Vorjahres
entsprochen hatte. Das Wachstum der Entwicklungs- und Schwellenlander ist im
finften Jahr in Folge zurtickgegangen und betrug, nach 4,6% im Vorjahr, 2015 noch
4,0%. Trotzdem machte das Wachstum dieser Lander Uber 70% des globalen
Wirtschaftswachstums aus. Das aggregierte Bruttoinlandprodukt (BIP) der
Industrienationen hat 2015 um 1,9% zugenommen. Das Wachstum beschleunigte sich
damit erneut leicht. In den Vorjahren hatten die Wachstumsraten 1,8% (2014) bzw. 1,2%
(2013) betragen. Auch die Wirtschaftsleistung der Europaischen Union (EU) entwickelte
sich positiv. Mit einem Wachstum von 2,0% vermochte die EU im Vergleich zu den
Vorjahren, als das Wachstum 1,4% (2014) bzw. 0,3% (2013) betragen hatte, wieder etwas
an Fahrt aufzunehmen. Dies traf auch auf drei der vier an die Schweiz angrenzenden
EU-Staaten zu. Das Wachstum entwickelte sich in Frankreich, Osterreich und lItalien
positiv. Frankreich und Osterreich, die 2014 0,4% bzw. 0,3% gewachsen waren,
steigerten 2015 ihre Wirtschaftsleistung um 1,1% bzw. 0,9%. lItalien, das in einer
Rezession gesteckt hatte, verzeichnete mit einem Wachstum von 0,8% erstmals seit
2011 wieder eine positive Entwicklung des Bruttoinlandprodukts. Im Gegensatz dazu
verzeichnete Deutschland einen leichten Rickgang des Wachstums von 1,6% auf 1,5%,
blieb aber die am starksten wachsende Volkswirtschaft der Schweizer Nachbarlander.
Erneut dynamisch entwickelten sich die Vereinigten Staaten (2,4%, wie im Vorjahr), die
wie Europa von einem tiefen Olpreis und der dadurch angekurbelten Konsumnachfrage
profitierten. Wenig lGberraschend kam der Rlckgang des chinesischen BIP-Wachstums
von 7,3% im Vorjahr auf 6,9%, der laut den Okonomen des IWF auf den Umbau der
chinesischen Volkswirtschaft zurtickzuftihren ist. 2
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Le Groupe d'experts de la Confédération a publié ses prévisions pour la conjoncture
helvétique 2017 et 2018. Dans I'ensemble, le Groupe table sur une croissance du PIB de
+1.6% en 2017 et +1.9% en 2018. Les estimations pour 2017 ont d'ailleurs été revues a la
baisse. La faible croissance du PIB suisse pour le 2éme semestre 2016 a été mise sur le
banc des accusés. Néanmoins, selon le Groupe, ce léger ralentissement ne devrait étre
que passager. La hausse des exportations de marchandises et la croissance de la
demande intérieure, sous I'effet de la dynamique positive du marché du travail et de la
croissance démographique, devraient garantir une reprise solide de la croissance du
PIB helvétique. Par exemple, le Groupe d'expert mise sur une croissance de I'emploi de
0.4% en 2017. Grace a cette dynamique, le taux de chémage devrait baisser jusqu'a
3.2% en moyenne annuelle en 2017. Finalement, bien que la conjoncture internationale
paraisse positive, plusieurs incertitudes potentielles ne doivent pas étre sous-estimées.
La future politique économique et commerciale de I'administration Trump aux Etats-
Unis, I'élection présidentielle francaise, les modalités du Brexit ou encore I'évolution du
secteur bancaire italien pourraient fortement pénaliser la conjoncture suisse. »

Si le secteur du tourisme a été partiellement sauvé par les helvetes qui ont décidé de
voyager en Suisse cet été, tous les regards se sont rapidement tournés vers la saison
hivernale. Face a la deuxieme, voire troisieme vague, et étant donné les mesures de
quarantaine au niveau international, le sort des destinations touristiques hivernales
dépendra a nouveau des suisses et suissesses. Dans un premier temps, les cantons
alpins ont salué les mesures sanitaires liées a la deuxiéme vague. D'aucuns ont percu la
prolongation de ces mesures jusqu'a la mi-décembre comme une stratégie pour
maintenir le taux d'infection au plus bas avant la période des Fétes. Puis, dans un
deuxiéme temps, la fermeture des stations skis pour la période des Fétes en
Allemagne, France et en lItalie a placé la Suisse dans un imbroglio de politique
extérieure. En effet, la décision d'ouvrir les stations de ski, et de favoriser ainsi le
déplacement de population, a fait grincer des dents les pays de I'Union européenne.
Seule I'Autriche a prévu également une ouverture pour les Fétes. Si le Conseil fédéral a
été mis sous pression par ses homologues européens, la décision d'ouverture ou de
fermeture des stations reléve des cantons car la Suisse n'est plus en situation
extraordinaire. Néanmoins, le risque d'engorgement des hopitaux, déja mis sous
pression par le Covid-19, a été au cceur des débats. La saison de ski, qui devrait
commencer lors des Fétes, demeure en point de suspension. %

Geld, Wahrung und Kredit
Finanzmarkt

Ein Postulat von Giovanni Merlini (fdp, TI) hatte eine Erleichterung der
grenziiberschreitenden Finanzdienstleistungen flr italienische und franzésische
Privatkundinnen und Privatkunden zum Ziel. Da lItalien und Frankreich die MiFID-II
-Richtlinie der EU restriktiv ausgelegt habe, dlrften Finanzintermediare aus Nicht-EU-
Staaten in den beiden Staaten nur noch Finanzdienstleistungen anbieten, wenn sie
darin Uber eine Zweigniederlassung verfugen. Entsprechend solle der Bundesrat einen
Bericht zur Situation des Tessiner und Genfer Finanzsektors, die von diesen Regelungen
besonders stark betroffen seien, sowie zu deren Zugang zum italienischen respektive
franzésischen Markt ausarbeiten. Darin solle er auch Massnahmen darlegen, die solche
Dienstleistungen fur schweizerische Finanzintermediare erleichtern sollen.

Da das Postulat vom Bundesrat zur Annahme empfohlen und von Prisca Birrer-Heimo
(sp, LU) in der Wintersession 2017 bekampft worden war, beschaftigte sich der
Nationalrat in der Frihjahrssession 2018 damit. Dabei wies der Postulant auf die in
seinen Augen ungerechte Behandlung der Schweiz durch die EU hin, etwa bezlglich der
zeitlich beschrankten Anerkennung der schweizerischen Vorschriften bezlglich der
Borse oder bezuglich der Aufnahme der Schweiz auf die graue Liste der Staaten mit
privilegierter Besteuerung. Deshalb wolle er nun den Bundesrat mit der Verfassung
dieses Berichts beauftragen. So sei den Privatbanken die Eréffnung einer
Zweigniederlassung .aus wirtschaftlichen, steuerlichen und unternehmerischen
Griinden nicht zumutbar®. Ohne Zweigniederlassung(en) verléren sie jedoch Kundschaft
und wuirden weniger Umsatz machen, wodurch Arbeitsplatze verloren gingen. Man
muisse daher mit diesen Staaten ,auf Augenhdhe sprechen und verhandeln™;
insbesondere da sich Italien geméss dem Postulanten mit der Roadmap vom Februar
2015 verpflichtet habe, den Zugang zu grenzuberschreitenden Finanzdienstleistungen
zu erleichtern. Prisca Birrer-Heimo erklarte ihren Widerstand gegen den Vorstoss
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damit, dass sie nicht noch ein ,Sonderzugli® sehen mdéchte: Wenn das Fidleg und das
Finig &quivalent der Mifid-Il-Bestimmungen umgesetzt wirden, géabe es keine Probleme
mit dem EU-Marktzugang. Stattdessen versuche man, maoglichst viel herauszuholen,
obwohl man gesehen habe, dass die EU da nicht mitspiele. Finanzminister Maurer
hingegen stellte sich im Namen des Bundesrates hinter das Postulat und erklarte, man
werde die Situation analysieren und anschliessend versuchen, entsprechende Vertrage,
wie sie mit Deutschland bereits existierten, abzuschliessen. Den Erfolg des Vorhabens
kdonne er jedoch nicht garantieren.

Der Nationalrat stimmte dem Postulat mit 138 zu 47 Stimmen zu, dagegen sprachen sich
geschlossen die Fraktionen der SP und der Griinen aus. %’

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energiepolitik

Im Jahr 2021 drehte sich die mediale Debatte im Energiebereich stark um die Frage, wie
die Stromproduktion der Schweiz in Zukunft aussehen soll. Es kam die Beflirchtung auf,
dass kinftig eine Strommangellage entstehen kénnte. Dies war insbesondere auf drei
Entwicklungen  zurlckzufthren:  Erstens werden durch die schrittweise
Ausserbetriebnahme der Schweizer Atomkraftwerke rund 40 Prozent der heutigen
Schweizer Stromproduktion wegfallen, wie die NZZ schrieb. Zweitens wird durch den
Ausbau der erneuerbaren Energien eine unregelméassigere Stromproduktion
stattfinden, die speziell in den Wintermonaten zu einem Nachfragelberhang fihren
konnte. Diese Llcke kénnten womoglich zukinftig auch umliegende Lander nicht
schliessen, da sich diese in einer &hnlichen Situation befinden und ihre
Energieproduktion mittel- bis langfristig ebenfalls CO2-neutral gestalten mochten,
erklarte die Argauer Zeitung. Drittens flhrte der Entscheid des Bundesrates, die
Verhandlungen Uber ein institutionelles Rahmenabkommen abzubrechen, dazu, dass
vorerst auch kein sektorielles Stromabkommen mit der EU abgeschlossen werden kann.
Die EU hatte den Abschluss des Stromabkommens an das Zustandekommen des
Rahmenabkommens geknlpft. Die Stromversorgungssicherheit leidet damit insofern,
als die Schweiz von wichtigen Gremien und Plattformen des EU-Strombinnenmarktes
ausgeschlossen wird und Stromlieferungen in die Schweiz teilweise unsicherer werden.
Nach dem Scheitern des Rahmenabkommens sei deshalb klar geworden, dass die
Situation schwierig werde, resimierte der Tages-Anzeiger. Die Schweizer
Energiestrategie 2050 basiere auf der Annahme, dass ein Stromabkommen mit der EU
bestehe, erklarte Ex-Nationalrat und heutiger EICom-Préasident Werner Luginbuhl
anlasslich der jahrlichen Medienkonferenz der nationalen Regulierungsbehérde. Ohne
Abkommen werde es daher zunehmend schwierig, die Nachfrage jederzeit decken zu
kénnen. Auch das Bundesamt fir Bevolkerungsschutz schatzte 2020 einen langeren
Stromausfall als eine der derzeit grossten Gefahren fir das Land ein.

Durch das Ausbleiben eines solchen bilateralen Abkommens droht der Schweiz - als
erste Folge - der Ausschluss vom Regelenergiemarkt. So kénnen kurzfristige Strom-
Reservekapazitdten nicht mit den EU-Landern gehandelt werden, was insbesondere die
Stromversorgungssicherheit tangiert. Dies wiederum habe finanzielle Folgen, da die
Stromkonzerne ihren Trumpf in den Alpen, die Pumpspeicherkraftwerke, nicht
vollstdndig ausspielen kénnen, um bei Spitzenzeiten mit abrufbarem Stromangebot
mitmischen zu kdénnen, berichtete die NZZ. Geméss dem Tages-Anzeiger warte
Swissgrid seit Oktober 2020 auf ein Signal aus Brussel, um die Handelsplattform formell
nutzen zu kénnen. Wie dieselbe Zeitung weiter schrieb, sei es aber vornehmlich der
EU-Kommission ein Anliegen, die Schweiz von dieser Plattform auszuschliessen. Sie
setze deshalb Druck auf Lander wie Deutschland und Frankreich auf, um die Schweiz
nicht mehr an den Verhandlungstisch einzuladen. Als zweite Folge eines fehlenden
bilateralen Abkommens kann Swissgrid auch nicht in wichtigen regulatorischen Gremien
mit anderen Ubertragungsnetzbetreibern Einsitz nehmen. Dies fiihre zu fehlender
Koordination und ungeplanten Lastflissen, respektive zur Situation, dass plotzlich
unerwartet eine gewisse Strommenge durch die Schweiz fliesst und eine flexible und
ineffiziente  Ausgleichsmassnahme  durch  die  Zuschaltung von Schweizer
Wasserkraftkapazitaten notig wird, erklarte die NZZ. BFE-Sprecherin Marianne Zind
resumierte, dass sich die Situation fur alle Akteure in der Schweiz verschlechtern
werde. «Trotz physischer Verbundenheit wird die Schweiz aber zunehmend zu einer
Strominsel», schrieb die NZZ im April 2021.
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Als Rezept gegen die drohende Strommangellage préasentierte der Bundesrat im
Sommer unter der Federfihrung von Energieministerin Simonetta Sommaruga die
Botschaft zur Revision des EnG und des StromVG. Die darin vorgesehenen Massnahmen
waren in den entsprechenden Vernehmlassungen (Vernehmlassung des EnG;
Vernehmlassung des StromVG) - zumindest im Falle des EnG - mehrheitlich auf positive
Resonanz gestossen. Dieser Mantelerlass fur eine sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien sah nebst dem Ausbau und der Férderung der erneuerbaren
Energien im Inland die Schaffung einer zuséatzlichen Speicherreserve flr die
Wintermonate vor. Der Bundesrat wollte damit als Losung fir den Wegfall der
Bandenergie aus den Atomkraftwerken die Kapazitdten im Inland stark mit
erneuerbaren Energien ausbauen und eigenstandig fir mehr Versorgungssicherheit im
Winter sorgen. Gleichzeitig gab Energieministerin Simonetta Sommaruga bekannt, den
inlandischen Strommarkt liberalisieren zu wollen. Der Strommarkt soll damit dank den
Marktkraften effizienter werden, die erneuerbaren Energien besser integrieren,
innovative Geschéaftsmodelle ermdglichen und gleichzeitig den Konsumentinnen und
Konsumenten bei der Stromanbieterwahl Wahlfreiheit lassen, wie der Bundesrat in
einer Medienmitteilung bekannt gab.

Frischen Schub verlieh der medialen Debatte im Herbst 2021 eine Videobotschaft des
Wirtschaftsministers Guy Parmelin. Darin richtete sich der Waadtlander Bundesrat an
Unternehmerinnen und Unternehmer in der Schweiz mit der Bitte, sich auf allféllige
Strommangellagen vorzubereiten und Konzepte auszuarbeiten, um in Notsituationen
rasch stromintensive Aktivitaten kurzfristig aussetzen zu kénnen. Konkret richtete sich
diese Botschaft an rund 30'000 Unternehmen in der Schweiz, die einen jahrlichen
Stromverbrauch von tber 100'000 kWh aufweisen. Solche Firmen kénnten durch eine
allfallige Anordnung des Bundesrates dazu verpflichtet werden, einen gewissen
Prozentsatz am Stromverbrauch wahrend einer Strommangellage einzusparen, erklarte
der Tages-Anzeiger. Die Warnung des Wirtschaftsministers basierte auf einer Studie zur
Versorgungssicherheit, die der Bundesrat in Auftrag gegeben hatte. In dieser Analyse
war insbesondere ein Faktor dafur verantwortlich, dass gerade ab 2025 mit einem
Engpass zu rechnen sei: Eine Vorgabe der EU, wonach ab 2025 mindestens 70 Prozent
der grenziberschreitenden Kapazitaten zwischen den EU-Staaten gehandelt werden
mussen. Diese Regelung habe zur Folge, dass Exporte in Nicht-EU-Léander wie die
Schweiz verringert wirden und die inlandische Netzstabilitat hierzulande stark sinke,
schlussfolgerte die Studie. Um ungeplante Lastflisse auszugleichen, wirden
Wasserkraftreserven aufgebraucht werden mussen, die eigentlich fir den Winter
wichtig waren, um die dann anfallende Nachfrage decken zu kénnen. In der politischen
Debatte musste Energieministerin Simonetta Sommaruga viel Kritik einstecken und die
Situation erkléaren. Sie habe sich tUber das alarmistische Vorpreschen ihres Amtskollegen
Parmelin geargert, folgerte beispielsweise der Tages-Anzeiger.

Nicht sehr verwunderlich préasentierten verschiedenste Politikerinnen und Politiker
einen bunten Strauss an méglichen Massnahmen, um eine solche Strommangellage zu
verhindern. Wéhrend die einen darauf beharrten, nun endlich mit dem Ausbau der
erneuerbaren Energien vorwérts zu machen, forderten andere die Wiederbelebung der
totgesagten Atomkraft, wie es beispielsweise der grosse Nachbar Frankreich unter
Prasident Emanuel Macron tat. Schon im Sommer, nachdem das Schweizer Stimmvolk
das CO2-Gesetz in einem Referendum knapp versenkt hatte und das Stromabkommen
auf den Sankt-Nimmerleins-Tag («aux calendes grecques») verschoben worden war, wie
«Le Temps» witzelte, berichtete dieselbe Zeitung von einer Wiederentdeckung der
Atomenergie: Einerseits wlrde ein Weiterbetrieb der bestehenden Anlagen die
Stromversorgungsknappheit entschérfen, andererseits eine relativ CO2-neutrale
Energie liefern, so das Blatt. Weiter gingen Exponentinnen und Exponenten der SVP, die
den Bau von neuen Atomkraftwerken auf das politische Parkett brachten. Die Atomkraft
sei plotzlich wieder «en vogue», schrieb der Tages-Anzeiger dazu. Der Berner
Nationalrat Albert Rosti wollte deshalb im Rahmen der Beratungen zum bereits
erwahnten Mantelerlass fur eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien
eine dahingehende Anderung des KEG beantragen, die das Neubauverbot fiir AKWs
kippen wirde. Auch Alt-Bundesrat Christoph Blocher weibelte in den Medien fur neue
AKWs, doch alle grossen Stromkonzerne in der Schweiz winkten bei der Frage nach
neuen Anlagen ab; zu teuer, betriebswirtschaftlich nicht rentabel und gesellschaftlich
nicht erwtnscht, war der Tenor. Einen etwas anderen Ansatz wéhlte die Mitte-Partei:
Parteiprasident Gerhard Pfister (mitte, ZG) brachte die Idee von einer Strom-Neat auf,
die sich Parteikollege Beat Rieder (mitte, VS) ausgedacht habe. So kénnte die EU von
einer starken Stromleitung durch die Schweiz profitieren. Im Gegenzug wirde die
Schweiz bei wichtigen Gremien mitmachen durfen, sodass die Versorgungssicherheit
und die Netzstabilitdt verbessert wirden, erhoffte sich Pfister von der Idee. Wie
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verschiedenste Medien schrieben, sei es aber fraglich, wie zentral die Schweiz als
Stromdrehscheibe in Europa Uberhaupt noch sein werde. Derzeit sei es vor allem
Italien, das ein starkes Interesse an einer funktionierenden Durchleitung durch die
Schweiz habe. Mit dem Forcieren einer Starkstrom-Erdverkabelung zwischen Italien und
Osterreich schwinde allerdings diese Schweizer Trumpfkarte. Wichtig sei die Schweiz
jedoch vorwiegend in Sachen Stromspeicherung, da dank den
Pumpspeicherkraftwerken Uberschussiger Strom auf dem EU-Markt gespeichert werden
konnte. Eine andere Forderung, die auch schon léanger in den politischen Debatten
kursierte, war die Forderung fur den Bau von Gaskraftwerken, die bei einer
Strommangellage kurzfristig mit abrufbaren Kapazitaten einspringen kénnten. Wie die
Westschweizer Zeitung «24 heures» schrieb, schlage die Vereinigung Powerloop, der
Fachverband fur Energiefragen der Energiestrategie 2050, den Bau von rund 2000
kleinen Gaskraftwerken vor. Diese kdnnten einfach realisiert werden, brauchten wenig
Platz und koénnten bei Bedarf einfach abgebaut werden, wenn dies die Situation
verlange. Gemass Aargauer Zeitung betrachtete auch der Bund CO2-kompensierte
Gaskraftwerke als eine mogliche Ubergangsiésung. Allgemein stellt die Situation den
Schweizer Strommarkt vor «riesigel...] Herausforderungen», prophezeite etwa die
Aargauer Zeitung. Handkehrum kénne die Gefahr eines Stromengpasses aber auch als
Chance gesehen werden, damit sich das Land in eine nachhaltigere Energiewirtschaft
bewege, sinnierte beispielsweise «Le Temps». %

Netz und Vertrieb

Zeitungsberichten zufolge stellt der internationale Stromtransit durch die Schweiz ein
Problem fir die hiesigen Netze dar. Zwar sei die Schweiz stark mit dem Ausland
vernetzt und kénne durch den Kauf und Verkauf von Strom profitieren - wurde in den
Medien diskutiert -, jedoch fehle ihr ein Stromabkommen mit der EU, um bei den
Verhandlungen um den Stromaustausch am Tisch sitzen und ihre Anliegen einbringen zu
kénnen. Wenn beispielsweise Frankreich und Deutschland vereinbarten, mehr Strom zu
handeln, kénne es vorkommen, dass der Strom aus physikalischen Grinden den
indirekten Weg Uber die Schweiz nehme und dadurch die hiesigen Netze belaste.
Umgekehrt kdnne es aber auch sein, dass bei einem Import von franzésischem Strom in
die Schweiz dieser den Weg Uber deutsche Netze wéhle. Das System funktioniere nur,
solange die Belastung und Entlastung in einem ungefahren Gleichgewicht stiinden.
Wenn aber, wie angenommen, bald auch Italien verstarkt mit Deutschland und
Frankreich Handel betreiben werde, kénnte dieses Ungleichgewicht fir die nationale
Netzgesellschaft Swissgrid und fur die EICom zu einem grésseren Problem werden - war
das Fazit der Medien. Eine Uberbelastung der Schweizer Netze kénne im schlimmsten
Fall zu einem grossflachigen Stromausfall fihren, wenn nicht (als Notbremse) die
Leitungen nach Italien gekappt wirden. ¥

Im Januar 2020 startete das européische Regelenergiemarktprojekt TERRE (Trans
European Replacement Reserve Exchange). Dank der Zusammenarbeit zwischen den
européischen Netzwerkbetreibern soll eine neue Marktplattform fur Tertiéar-
Regelenergie geschaffen werden: Bendtigt ein Land mehr Elektrizitat, kann es so kiinftig
via Netzbetreiber andere Mitgliedstaaten anfragen, zu einem gewissen Zeitpunkt eine
bestimmte Elektrizitétsmenge mit einer Aktivierungsvorlaufzeit von 15 bis 30 Minuten zu
liefern, damit die Netzfrequenz auf dem européischen Standard von 50 Hertz
beibehalten werden kann. Umgekehrt kénnen tber die Plattform auch Uberkapazitaten
via die Netzbetreibergesellschaften - im Falle der Schweiz via Swissgrid - am
internationalen Markt angeboten werden. Die neue Handelsplattform soll dazu
beitragen, die Netzstabilitdt zu maximieren und gleichzeitig die resultierenden Kosten
gering zu halten. Die bisher bestehende Handelsplattform FBM (French Balancing
Mechanism), welche einen Tertidr-Regelenergiemarkt zwischen Frankreich,
Deutschland und der Schweiz beinhaltete, soll kiinftig durch das internationale TERRE-
Projekt abgeldst werden.

Aufgegleist wurde das Projekt bereits im Jahr 2016. Mitglied im Projekt sind die Lander
Tschechien, Grossbritannien, Polen, Spanien, Portugal, Frankreich, Italien und die
Schweiz, wobei weitere Lander in den kommenden Jahren dazustossen durften. Unklar
ist weiterhin, wie und ob die Schweiz als Nicht-EU-Mitglied am Regelenergiemarkt
teilnehmen darf. Primar galt hier der Abschluss eines Stromabkommens mit der EU als
Voraussetzung fur die langfristige Teilnahme. *°
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Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Les négociations entre la Suisse et I'Union européenne sur la question des transports
aériens et terrestres ont enfin pu débuter au printemps. Aprés deux ans de travaux
préparatoires et d'atermoiements, dus entre autres a I'adoption de l'initiative des Alpes
en 1994, les ministres des transports des Quinze ont adopté le mandat de négociations
présenté par la Commission européenne. Cette ouverture des pourparlers, promise par
les Etats-membres pour le début de I'année, était pourtant loin d'étre acquise quelques
semaines auparavant: la Suisse ayant paraphé avec les Etats-Unis en février un accord
de libéralisation de I'espace aérien entre les deux pays, certains pays membres de
I'Union, principalement ['ltalie et le Portugal, qui craignaient des conséquences
négatives pour leur compagnie nationale, ont fait pression pour que |'ouverture des
négociations soit retardée jusqu'a ce que la Confédération dénonce cet accord.
Heureusement pour la Suisse, les ministres européens, plus particulierement ceux
britannique et francais, ont estimé qu'il n'était plus possible de repousser a plus tard la
perspective d'un accord indispensable aux deux parties.

Les ministres européens ont néanmoins chargé la Commission de procéder a une étude
sur les conséquences de I'accord «open sky» sur la marché aérien européen. Ils ont
également exigé qu'une clause soit introduite dans le futur accord avec la Suisse afin de
permettre a I'UE de rompre ce dernier si la Confédération devait signer un traité avec
des pays tiers a méme de porter préjudice a I'Union. En fin d'année, la Commission
européenne a rendu publiques les conclusions de son étude, estimant que I'accord
entre la Suisse et les Etats-Unis n'avait qu'une influence négligeable sur le marché
aérien européen et que, par conséquent, il ne devait pas affecter les négociations entre
I'UE et la Suisse. ™

Réunis a nouveau au mois de juin a Luxembourg, les ministres des transports ont
accueilli avec une grande satisfaction I'engagement ferme et précis des autorités
helvétiques sur la question des 40 tonnes, regrettant toutefois que ces dernieres se
montrent si intransigeantes sur la question plus particulieére du libre acces aux villes du
Plateau. Tout autre en revanche fut le ton adopté par I'UE au sujet des propositions
faites en matiere de fiscalité routiere, les Etats membres estimant inacceptables les
nouvelles taxes envisagées par la Suisse. De nombreux pays (Allemagne, ltalie, et
Hollande), peu enclins & réaliser le principe de la vérité des colts, ont souligné que la
contrepartie fiscale exigée par la Confédération impliquerait un renchérissement tres
important du trafic routier. Plus favorables a une fiscalité visant & internaliser les colts
du trafic routier, la France et I'Autriche ont pour leur part relevé que I'introduction non
concertée de telles mesures aurait pour conséquence un accroissement ultérieur du
trafic sur leurs axes nationaux respectifs d'ores et déja surchargés. Premiere concernée
par la politique de la Confédération en la matiere, I'Autriche a notamment précisé
qu'elle s'opposerait fermement a toute concession faite a la Suisse sur cette question
tant que I'UE lui interdirait de prendre des mesures similaires.

Mentionnons également que les Quinze ont rejeté un projet d'accord de la Commission
européenne qui prévoyait, parallelement a la hausse progressive du tonnage autorisé
sur les routes helvétiques, I'adaptation concertée des fiscalités routieres européennes
et suisses au principe de la vérité des codts. Selon les ministres respectifs des
différents Etats-membres, un accord avec la Suisse ne devait pas entrainer des
décisions précipitées liant les mains de I'UE en la matiére, la question de la vérité des
colts n'ayant encore été que trés peu discutée au sein de I'Union. La Commission
envisageant par ailleurs de percevoir sur les axes de transit alpins une taxe spécifique a
cet espace géographique, I'Allemagne et la Hollande ont pour leur part clairement fait
savoir qu'elles s'opposeraient a toute solution limitée a I'arc alpin. Selon ces deux pays,
les problémes du trafic poids lourd ne sont pas limités aux Alpes. **

Alors que la situation semblait passablement bloquée, la réunion des ministres des
Quinze du mois de décembre a redonné quelques espoirs aux négociateurs, le
commissaire européen en charge des transports N. Kinnock - plus réceptif a la
politique helvétique - enjoignant les Etats-membres de ne pas laisser s'enliser le
dossier. En effet, sur proposition de I'ancien chef des travaillistes britanniques, les
ministres des transports ont donné leur accord a un certain nombre de points-clés
susceptibles de relancer les tractations. En premier lieu, les ministres des Quinze ont
approuvé le principe selon lequel la Suisse est en droit de substituer a la limite des 28

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23

17



INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.11.1997
ALEXANDRE FUZESSERY

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 27.01.1998
LAURE DUPRAZ

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.03.1998
LAURE DUPRAZ

tonnes des mesures fiscales susceptibles de promouvoir le transfert du trafic routier
sur le rail. Cette nouvelle taxation ne devra cependant pas dépasser un certain plafond,
qui devra étre déterminé au sein du futur accord. De plus, afin d'éviter que le trafic ne
se déverse encore plus sur I'axe du Brenner (A), les redevances que percevra la Suisse
ne pourront étre supérieures a celles prélevées par les autorités autrichiennes. En
second lieu, les ministres des transports ont donné leur aval a I'idée selon laquelle les
deux parties pourront toutes deux bénéficier d'une clause de sauvegarde: si la Suisse
pourra élever le montant de ses redevances au cas ou ses objectifs de transfert du
trafic de la route au rail ne devaient pas étre atteints, I'UE pourra de son c6té exiger la
baisse des taxes helvétiques au cas ou la construction des NLFA ne se faisait pas dans
les délais convenus. Enfin, les ministres européens ont fait leur la proposition de la
Commission de créer, des I'entrée en vigueur de l'accord, un corridor contingenté a
travers les Alpes. Ce corridor - qui permettrait a un nombre encore indéterminé de
camions de 40 tonnes de traverser le territoire suisse - servirait a atténuer les craintes
de I'ltalie et de la Grece d'étre coupées du reste de I'Europe par la barriere fiscale
helvétique. %°

Face a cet échec a I'écho encore plus retentissant que celui du mois de mai, le Conseil
fédéral, qui devait abandonner tout espoir de voir les négociations aboutir encore
cette année, réaffirma sa volonté de poursuivre les tractations tout en précisant qu'il
était exclu de sacrifier la philosophie helvétique des transports sur 'autel d'un accord
avec |'Union. Selon le gouvernement, le probleme venait d'ailleurs plus du coété
européen que du coté suisse. Relevant que I'UE était incapable de formuler des contre-
propositions et de préciser quel était exactement le prix a payer pour aboutir a un
accord, le Conseil fédéral fit part de son souhait que I'UE résolve au plus vite les
divergences régnant en son sein sur la réforme de sa propre fiscalité routiere: La
révision de la directive eurovignette proposée par la Commission européenne prévoit
de taxer les poids lourds en tenant compte de leurs colts environnementaux. L'ltalie,
qui craint d'étre isolée du reste de I'Europe, mais aussi les autres pays méditerranéens
et la Hollande sont farouchement opposés a toute imposition intégrant ce genre de
codlts.

Cet avis fut relayé par de nombreux ténors des partis gouvernementaux qui appelérent
['Union a abattre ses cartes, cette succession de concessions helvétiques étant quelque
peu humiliante et produisant la plus mauvaise impression sur l'opinion publique
interne. *

Plusieurs pays membres de I'UE ont vivement contesté le compromis de Kloten.
L'Allemagne jugeait la taxe trop élevée. L'Autriche redoutait que la taxe soit dissuasive,
ne permettant pas de détourner le trafic du Brenner. Elle a déclaré qu'elle
n'accepterait pas d'étre moins bien traitée que la Suisse par I'UE. Relevons aussi que
I’Autriche a dépassé le colt maximal autorisé par la directive sur I'eurovignette pour le
passage du Brenner. Cela lui valu une plainte de Bruxelles auprés de la Cour
européenne de justice. La France, I'Espagne et le Portugal ont contesté les concessions
consenties a la Suisse dans le domaine aérien. Les transporteurs italiens, quant a eux,
se sont opposés durement au projet, menacant de prendre des mesures de rétorsion
contre la Suisse. Ils ont revendiqué, entre autres, la suppression de l'interdiction de
circuler la nuit.

Réunis a Bruxelles a la fin mars, les ministres des transports des Quinze n'ont pas
réussi a se mettre d'accord sur le compromis de Kloten. Plusieurs pays, I'Allemagne en
téte, ont jugé l'accord inacceptable. Le conseiller fédéral Leuenberger a réitéré son
refus de renégocier le montant de la taxe (CHF 330), confirmant ainsi la validité de
I'accord de janvier. Dés lors, les ministres des Affaires étrangéres ont renoncé a
procéder a un état des lieux des négociations bilatérales avec la suisse, lors de leur
reunion de la fin avril. Les négociations butaient toujours sur des obstacles dans les
domaines de la libre circulation des personnes, de l'agriculture et surtout des
transports. Au sein de I'UE, les difficultés pour aboutir a un compromis avec la Suisse
étaient étroitement liées au réglement du dossier «eurovignette», dont I'objectif est
d'harmoniser les taxes et redevances applicables aux poids lourds communautaires
pour l'usage des infrastructures routiéres. A la fin juin, les chefs de la diplomatie des
pays de I'UE se sont enfin réunis pour un état des lieux des négociations bilatérales.
Une avancée a été soulignée dans plusieurs secteurs, excepté celui des transports,
véritable pierre d'achoppement des négociations. L'Allemagne et I'ltalie sont restées

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23

18



INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.10.2006
MAGDALENA BERNATH

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.05.2009
NICOLAS FREYMOND

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.11.2002
PHILIPPE BERCLAZ

ANDERES
DATUM: 04.07.2017
DIANE PORCELLANA

pour leur part tres réticentes a l'accord de Kloten, sans toutefois demander la
renégociation du compromis. *°

Im Herbst beschlossen die sechs Verkehrsminister der Alpenlander Deutschland,
Frankreich, Italien, Osterreich, Slowenien und Schweiz, neue Loésungen fir den
Transitverkehr durch die Alpen zu erarbeiten. Eine gemeinsam zu erstellende Studie soll
die Moglichkeiten einer Alpentransitborse aufzeigen. EU-Verkehrskommissar Barrot
sagte die finanzielle Unterstitzung der Européaischen Union zu. %

A I'occasion de leur rencontre & Vienne (A), les ministres des transports des pays alpins
ont apporté leur soutien a I'introduction de systemes de régulation du trafic tels qu'une
bourse du transit alpin et 'échange de droits d’émissions afin de réduire I'impact
écologique du trafic de marchandises et d’en améliorer la sécurité. Ils ont par ailleurs
convenu de procéder en trois étapes. Dans un premier temps, il s’agit de favoriser
|"utilisation des camions les moins polluants. Ensuite, la mise en ceuvre du concept
«Toll+>» par I'alignement des redevances nationales des autres pays alpins sur la
redevance suisse pour les poids lourds liée aux prestations (RPLP) doit permettre
d’internaliser les colts externes du trafic. Enfin, un transfert notable de la route au rail
sera réalisé grace a I'introduction d’instruments de pilotage limitatifs tels que la bourse
du transit alpin et le marché des droits d"émission. Moritz Leuenberger, qui a pris la
présidence de la conférence des ministres des transports des pays alpins pour la
période 2009-2011, a recu de ses homologues le mandat d’étudier les conditions de
mise en ceuvre de la démarche et a fait part de sa volonté de présenter, d’ici a 2011, un
projet réalisable. La principale difficulté de I'entreprise consiste a trouver une solution
acceptable pour I'UE, notamment du point de vue de sa conformité au droit européen,
I"UE ne menant pas pour I'heure une politique de transfert, contrairement a la Suisse et
a I'’Autriche. ¥

Strassenverkehr

L'ltalie a jugé le privilege accordé par la Confédération aux transporteurs régionaux
discriminatoire et contraire & I'accord sur le transit routier conclu en 1999. Sur sa
demande, relayée par I'UE, la question a fait I'objet d'une réunion extraordinaire du
comité mixte Suisse-UE. Rome a dénoncé le caractere unilatéral du sigle "S" et
s'interrogeait sur la nécessité du traitement préférentiel. La Suisse a justifié la priorité
comme étant régionale et non nationale. Elle visait & ne pas pénaliser et a ne pas
étrangler I'économie de la Suisse méridionale. Au final, I'UE a décidé d'attendre de
nouvelles explications pour se prononcer. ®

Sozialpolitik

Bevdlkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt

Le Secrétariat d’Etat a I'économie (SECO) publie le treiziéme rapport de I’Observatoire
sur la libre circulation des personnes entre la Suisse et I'UE relatif a I'année 2016. Le
solde migratoire par rapport & I'UE/AELE se monte a 35'000 personnes, soit une
diminution de 27% par rapport & 2015. Le solde migratoire est de 56'300 individus issus
des Etats tiers. L'année 2016 enregistre une baisse importante de I'immigration
portugaise (1'400 personnes; -72% par rapport & 2015), espagnole (2'000; -41%) et
allemande (3'5600; -36%). L'immigration francaise et italienne reste relativement élevée
(9'500; -14% et 5'700; -26%).

Le rapport dresse également un bilan des quinze années de libre circulation.
L'immigration nette moyenne par année englobe 65'600 personnes, dont les deux tiers
proviennent de I'UE. Le marché du travail suisse requérant de la main d’ceuvre
hautement qualifiée, la main d'ceuvre de I'UE se retrouve fortement représentée dans
les branches des services. Avant la crise financiere de 2008-2009, la plupart de la main
d’ceuvre étrangere était issue d'Allemagne. Suite a celle-ci, I'immigration émane
principalement de I'Europe du Sud et de I'Est. Au regard de |'évolution du marché du
travail sur la période, il n'y a eu aucun signe d'une répercussion négative de
I'immigration sur le chdmage. Par contre, la libre circulation aurait favorisé un léger
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frein & la croissance des salaires des travailleurs hautement qualifiés. *°

D’aprés le quatorziéeme rapport de I’Observatoire sur la libre circulation des
personnes entre la Suisse et I’'UE, le solde migratoire par rapport a I'UE/AELE se
montait a 31'250 personnes pour I'année 2017. Par rapport a 2016, il y a eu un recul de 11
points de pourcentage. En incluant I'immigration en provenance des Etats tiers, le bilan
migratoire atteignait 53'950 individus. Les immigrés de I'Europe du Sud ont été moins
nombreux en raison de I'amélioration de leurs perspectives d’emplois sur leur marché
du travail. L'immigration allemande et francaise est restée stable, alors que le Portugal a
affiché un solde négatif. Les Bulgares et les Roumains ont été les plus nombreux a
immigrer. Toutefois, la Suisse n'est toujours pas le pays prioritaire pour la main-
d’ceuvre en provenance d'Europe de I'Est. La libre circulation des personnes a su
satisfaire la demande en main-d’ceuvre bien qualifiée de ces derniéres années. Ainsi,
54% des immigrés étaient titulaires d’une formation tertiaire - les Francais
représentaient 70%, les Allemands 63%, les Italiens 50% et les Portugais 13%. lls ont pu
occuper des postes correspondant a leur niveau de qualification et également
percevoir des salaires similaires a ceux de la population résidente présentant les
mémes caractéristiques. Néanmoins, les immigrés qualifiés d'Europe du Sud et de I'Est
ne sont parfois pas parvenus a maximiser leurs dipldmes de formation, engendrant des
écarts salariaux. Une des explications serait les lacunes linguistiques. Alors que la
demande de main-d’ceuvre qualifiée est toujours soutenue, la main-d'ceuvre aux
qualifications moins élevées est aussi recherchée. En effet, la proportion de personnes
sans formation scolaire post-obligatoire a nettement reculé ces derniéres années en
Suisse. En raison de la législation helvétique, il n'est plus possible de recruter de la
main-d’ceuvre faiblement qualifiée dans les Etats tiers, si bien que ce besoin est
également couvert par les immigrés de la zone UE, notamment d'Europe du Sud et de
I'Est. Le taux d’activité des ressortissants de I'UE s'élevait a 87.2% en 2017, contre 84%
en moyenne nationale et 84.4% pour les Suisses. Il n'y a pas eu de préjudice a la
population indigene. Le risque de chémage des Suisses est toujours bas, depuis des
années, tandis que la participation des immigrés au marché du travail progresse. Il
ressort que les immigrés d’Europe du Sud et de I'Est sont davantage exposés a un
risque de chémage en raison de la structure de la formation et de I'emploi. D'apres les
prévisions, en raison de |'amélioration conjoncturelle synchrone de la zone UE, les
entreprises suisses pourraient rencontrer des difficultés a recruter de la main d’ceuvre
dans la zone UE. *©

Soziale Gruppen
Asylpolitik

Au vu de la tragédie qui frappe les réfugiés en Méditerrannée, le groupe des Verts, par
le biais de son porte-parole le conseiller national Balthasar Glattli (pes, ZU), a déposé
une motion réclamant une aide massive et urgente dans les pays de départ des migrants
ainsi que la création d'ouvertures dans la "forteresse Europe". L'objet a été débattu au
Conseil national lors de la session extraordinaire "Vague de réfugiés en Europe et
contrdles aux frontiéres" du 10 décembre 2015. La motion comporte les revendications
suivantes: la restauration de la possibilité (supprimée en 2012) de déposer une
demande d'asile dans les ambassades, la mise en ceuvre de la promesse d'accueil de
3000 réfugiés syriens faite par la Suisse en 2015, ainsi que I'accueil d'un contingent
supplémentaire, I'engagement du Conseil fédéral dans une refonte du systeme Dublin,
qui repartirait les réfugiés entre les Etats Dublin en fonction de leur puissance
économique, le développement d'un mécanisme entre les Etats Dublin, permettant aux
refugiés de déposer une demande d'asile sans devoir immigrer illégalement a I'aide de
passeurs, un soutien aux pays d'Europe les plus touchés par la crise migratoire, comme
la Gréce ou I'ltalie et enfin, le renforcement massif et immédiat de I'aide sur place aux
refugiés de la guerre civile en Syrie. En septembre 2015, le Conseil fédéral a
recommandé de rejeter la motion. Lors de la session, le groupe des Verts a appelé a
débattre de chacun des chiffres de sa motion individuellement. Le premier point, celui
qui demande le retour de la possibilité d'effectuer une demande d'asile dans les
ambassades, est celui qui a rencontré le plus d'oppositions. Le systéme en soi ne pose
pas probléme, c'est plutét le risque que la Suisse soit le seul pays d'Europe a le faire qui
a dissuadé les parlementaires de voter en sa faveur. Le refus est net: 136 voix contre 53,
avec une seule abstention. Au point 2, qui concerne la mise en oeuvre rapide de la
décision d'accueillir 3000 réfugiés syriens, le Conseil fédéral avait répondu que le
projet suivait son cours. Le Conseil national a refusé cet élément de la motion par 119
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voix contre 71, avec toujours une abstention. Une claire différence entre les partis
bourgeois, qui ont tous refusé ce point et le reste de I'hémicycle s'est fait sentir lors de
la lecture des résultats nominatifs. Concernant la refonte du systeme Dublin, qui
répartirait les réfugiés en fonction de la puissance économiques des pays, il a été
rétorqué que le critere économique seul ne suffisait pas, et qu'il fallait prendre aussi en
compte les aspects sociétaux et politiques des différents pays. Le chiffre 3 de la motion
du groupe des Verts a donc été refusé a 135 voix contre 55, avec cette fois 2
abstentions. Seuls les groupes des Verts et des socialistes se sont prononcés en faveur
de cette mise en ceuvre. Le point 4 a connu un score un peu plus serré, avec un refus
de 100 voix contre 90 et 2 abstentions. Ce point demandant a la Suisse de s'investir
dans le débat sur le systéme Dublin afin de mettre sur pied un mécanisme qui permette
aux réfugiés de ne pas devoir s'en remettre a la migration illégale et dangereuse pour
déposer leur demande d'asile a peu été évoqué durant le débat, sans doute pour sa
proximité de contenu avec le point 2. Pour ce vote, le groupe PDC s'est défait du bloc
bourgeois et a apporté son soutien a I'objet, au contraire des verts libéraux. Les deux
derniers chiffres, le 5 et le 6 ont été acceptés avec respectivement 123 voix contre 68, 1
abstention et 122 voix contre 69 et aucune abstention. L'entier du groupe UDC a refusé
ces deux objets, ainsi que quelques votants du groupe libéral-radical. Ces deux points
réclamaient un soutien, financier ou logistique pour les pays de I'espace Dublin les plus
touchés par I'arrivée de migrants, comme la Gréce et I'ltalie, mais également sur place
en Syrie. Le Conseil fédéral a souligné qu'un tel soutien était déja réalisé, avec par
exemple en mars 2015 un investissement supplémentaire de 50 millions pris sur le
budget de I'aide humanitaire suisse, qui vient s'ajouter aux 128 millions déja engagés
depuis le début du conflit en 2011, “

Im Rahmen der Beratung des bundesréatlichen Berichts Uber Motionen und Postulate
der eidgendssischen Rate im Jahr 2020 schrieb das Parlament in der Sommersession
2021 eine punktuell angenommene Motion der grinen Fraktion ab, die «rasch und
massiv konkret [in Italien und Griechenland] helfen und Tiiren in der Festung Europa
schaffen» wollte. Die finanzielle oder logistische Unterstitzung der beiden EU-
Aussengrenzenstaaten Italien und Griechenland war denn auch der Punkt der Motion,
dem beide Parlamentskammern wahrend ihrer Beratungen zugestimmt hatten - nicht
angenommen worden waren hingegen die anderen Forderungen der Motion, etwa
diejenige, dass sich die Schweiz bei der EU flir eine Reformation des Dublin-Systems
einsetze, um gerechtere VerteilschlUssel fur Asylsuchende zu erwirken. Ein paar Jahre
spater hatte das Parlament indes seine Haltung geandert: Im Rahmen der Beratung
einer Motion der SPK-NR (Mo. 20.3143) driickte die Legislative durch Annahme des
Vorstosses ihren Willen aus, dass sich der Bundesrat auf européischer Ebene fur die
Reform des Dublin-Abkommens einsetzen solle. Bereits in seinen Antworten zu den
beiden erwahnten Motionen hatte sich der Bundesrat dazu bereit erklart, auf
europaischer Ebene flr eine gerechtere Verteilung von Asylsuchenden einzustehen.

In seinem Bericht legte der Bundesrat dar, wie er im Jahr 2020 Hilfsmaterialien und ein
Soforteinsatzteam nach Lesbos gesandt und sich fur die Aufnahme- und Unterbringung
von UMA eingesetzt habe. Ebenfalls sei vorgesehen, mit finanziellen Mitteln aus der
zweiten Kohésionsmilliarde Projekte zur Unterstutzung derjenigen EU-Mitgliedstaaten
zu finanzieren, die besonders von Migrationsbewegungen betroffen seien, so der
Bundesrat weiter. Nicht zuletzt bekraftigte auch er das Bestreben, sich auf EU-Ebene
fir eine «langfristige Dublin-Reform und eine faire Verteilung von Asylsuchenden
einlzusetzen]». *
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